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    Braunsbedra, 03.09.2026 
 
 
 
 

 
 

 

Pflege zukunftssicher gestalten – Forderungen des LVHKP zur 

geplanten Neuordnung der Pflegeversicherung 
 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler Merz, 

 

die Pflege steht an einem entscheidenden Wendepunkt. Die geplante Neuordnung 

verschiedener Leistungen und Strukturen der Pflegeversicherung wird aus unserer Sicht 

erhebliche Auswirkungen auf Pflegebedürftige, pflegende Angehörige und professionelle 

Pflegeeinrichtungen haben. 

 

Der Landesverband Hauskrankenpflege Sachsen-Anhalt e.V. (LVHKP) begrüßt 

grundsätzlich das Ziel, die Pflegeversicherung zukunftsfähig, effizienter und weniger 

bürokratisch zu gestalten. Gleichzeitig dürfen notwendige Reformen nicht dazu führen, dass 

bewährte Versorgungsstrukturen geschwächt oder pflegende Angehörige zusätzlich 

belastet werden. 

 

Wir fordern daher, die folgenden Punkte bei den weiteren Beratungen zwingend zu 

berücksichtigen: 

 

1. Kein Ausschluss professioneller Pflegeleistungen vom Entlastungsbetrag 

Die Nutzung des Entlastungsbetrags für qualifizierte Leistungen zugelassener 

Pflegeeinrichtungen muss dauerhaft gesichert werden. 

Die geplante Neuordnung des § 45b SGB XI sieht nach unserem Verständnis vor, dass 

bestimmte professionelle Leistungen künftig voraussichtlich nicht mehr über den 

Entlastungsbetrag refinanziert werden können. Dies würde vielen Tagespflegen und 

ambulanten Diensten die wirtschaftliche Grundlage entziehen und gleichzeitig Familien die 

Möglichkeit nehmen, gezielt professionelle Entlastung einzukaufen. 

Gerade in einer Zeit, in der pflegende Angehörige bereits an der Belastungsgrenze stehen, 

wäre dies ein fatales Signal. 

Unsere Frage an Sie: Wie wollen Sie verhindern, dass diese Regelung zu einem 

flächendeckenden Sterben von Tagespflegen und zu einer unmittelbaren Überlastung 

pflegender Angehöriger führt? 
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Bundeskanzleramt 
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2. Erhalt qualifizierter Beratungsbesuche als niedrigschwelliges Sicherheitsnetz 

Die Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 3 SGB XI müssen erhalten, qualitativ gesichert und 

als eigenständiges Instrument der Prävention und Qualitätssicherung weiterentwickelt 

werden. 

Für viele Familien sind diese regelmäßigen Beratungsbesuche der einzige professionelle 

Blick auf die konkrete Pflegesituation zu Hause. Sie ermöglichen es, Überforderung, 

Versorgungslücken, Risiken und Fehlentwicklungen frühzeitig zu erkennen und gemeinsam 

mit den Angehörigen Lösungen zu entwickeln. 

Der geplante Ersatz durch eine Pflegebegleitung nach § 7c SGB XI erscheint derzeit zu 

unkonkret. 

Wer soll diese Begleitung mit welchen personellen Ressourcen leisten? Und wie 

stellen Sie sicher, dass Pflegebedürftige ohne den regelmäßigen professionellen 

Blickkontakt nicht durch das Raster fallen? 

Ein funktionierendes Sicherheitsnetz darf nicht durch eine noch nicht ausreichend definierte 

Struktur ersetzt werden. 

 

3. Keine Verschärfung der Pflegegrade zulasten der häuslichen Versorgung 

Änderungen bei der Feststellung und Höherstufung von Pflegegraden müssen nachweislich 

versorgungsorientiert sein. 

Sie dürfen keinesfalls zu einem verdeckten Leistungsabbau führen oder den Zugang zu 

dringend benötigten Leistungen erschweren. 

Die häusliche Pflege ist eine tragende Säule unseres gesamten Pflegesystems. Wer 

Leistungen reduziert, ohne gleichzeitig alternative Versorgungsangebote zu schaffen, 

verlagert die Verantwortung letztlich auf die Angehörigen. 

Wir fordern deshalb, jede Veränderung der Begutachtungs- und Einstufungssystematik 

daraufhin zu überprüfen, welche konkreten Auswirkungen sie auf die Versorgung im 

häuslichen Umfeld hat. 

 

4. Verhinderungspflege flexibel und praxistauglich erhalten 

Das neue Überbrückungsbudget darf nicht zu einem faktischen Leistungsabbau führen. Die 

Verhinderungspflege ist für pflegende Angehörige von zentraler Bedeutung. Sie ermöglicht 

es ihnen, notwendige Erholungszeiten, Arzttermine, berufliche Verpflichtungen oder 

kurzfristige Ausfälle zu bewältigen. 

Flexibilität ist dabei keine Zusatzleistung, sondern eine wesentliche Voraussetzung dafür, 

dass häusliche Pflege überhaupt dauerhaft funktionieren kann. 

Warum soll dieses Budget eingeschränkt werden, obwohl wir gerade jetzt mehr 

Flexibilität und Entbürokratisierung benötigen, um die ambulante Pflege zu stärken? 

Wir fordern eine Regelung, die sich am tatsächlichen Bedarf der Familien orientiert und 

unkompliziert in Anspruch genommen werden kann. 
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5. Keine Ungleichbehandlung bei der Refinanzierung von Gehältern 

Die Politik hat in den vergangenen Jahren zu Recht dafür gesorgt, dass Pflegekräfte 

angemessen und auf einem vergleichbaren Niveau vergütet werden. 

Es kann deshalb nicht sein, dass Pflegeeinrichtungen anschließend bei der Refinanzierung 

dieser tarif- und qualifikationsgerechten Gehälter unterschiedlich behandelt werden oder 

zusätzliche bürokratische Hürden entstehen. 

Pflegesatzverhandlungen müssen verlässlich, transparent, nachvollziehbar und ohne 

zusätzliche unnötige Bürokratie möglich sein. 

Eine auskömmliche Refinanzierung der Personalkosten ist keine freiwillige Zusatzbelastung 

der Pflegekassen, sondern die Voraussetzung dafür, dass qualifizierte Pflegekräfte gehalten 

und die gesetzlichen Anforderungen an die Pflege erfüllt werden können. 

 

Die ersten geplanten Umsetzungen zum 1. Januar 2027 bereiten 

uns große Sorgen. 
 

Besonders kritisch sehen wir einen möglichen Start der Umsetzung bereits zum 1. Januar 

2027. Aus Sicht des LVHKP droht bei einer überstürzten Umsetzung eine erhebliche 

Belastung des gesamten Pflegesystems. Ist die Befassung des Bundeskabinetts mit 

dem entsprechenden Gesetzesvorhaben für den 23. September 2026 bereits 

verbindlich auf der Tagesordnung vorgesehen? 

 

Der LVHKP steht für eine verlässliche, professionelle und wohnortnahe Pflege. Wir sind 

bereit, konstruktiv an einer Reform mitzuwirken. Dafür braucht es jedoch Regelungen, die 

die Realität der Versorgung berücksichtigen und die vorhandenen Strukturen nicht 

gefährden. 

 

Wir bitten Sie daher, unsere Forderungen in den weiteren Beratungen zu 

berücksichtigen und insbesondere die Auswirkungen einer Umsetzung zum 1. Januar 

2027 sorgfältig zu prüfen. 

 

Für einen persönlichen Austausch und ein Gespräch mit dem LVHKP stehen wir Ihnen 

jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Florian Wend     Sabine Weidlich 

Vorstandsvorsitzender     stellv. Vorstandsvorsitzende 

 


